„Krieg ächten“ - Warum jetzt diesen Beschlussvorschlag für die internationale Weltfriedenskonvokation in Kingston, Mai  2011?  10 Argumente.
1. Die Probleme und Aufgaben des 21. Jahrhunderts sind so gravierend und nicht weiter aufschiebbar: Klima, Wasser, Weltwirtschaft, Elend, Hunger, Reichtum, Rüstungswahn, Bevölkerungswachstum, Gesundheit…

Wenn die aus diesen Aufgaben und Problemen entstehenden Konflikte wirklich, nachhaltig, d.h. auch fair gelöst werden sollen, muss das Militär abgeschafft werden. Solange Staaten (oder warlords…) ihre Interessen mit Gewalt durchsetzen, wird es keine Gerechtigkeit und damit auch keinen nachhaltigen Frieden geben, sondern weitere Rüstungs- und Gewaltspiralen bis hin zu permanenter rechtsersetzender Gewalt.

2. Wäre Gewalt (violence) in der Natur des Menschen festgelegt (in den Genen, im Gehirn, im Verhalten, in der Psyche, in der Evolution…), könnten wir uns unsere Bemühungen sparen. Da aber Gewalt eine Störung / Krankheit des Sozialverhaltens ist (mit einer Vielzahl von Ursachen, Erscheinungen und Therapiemöglichkeiten – aber mit gemeinsamen zu Grunde liegenden Strukturen, Gewohnheiten, Traditionen), haben alle Menschen die Aufgabe und die Chance, diese Angstreaktion oder Aduleszensregression, diese „Selbstverständlichkeiten“ sich bewusst zu machen und zu überwinden, gewaltfreie Lebensweisen zu lernen (wie lesen und schreiben) und zu praktizieren. Das ist ein persönlicher als auch gesellschaftlicher, zivilisatorischer globaler Lernprozess (in Schritten).
                         Militanz und Militärische Gewaltanwendung sind kein „Naturereignis“, sondern entspringen einer Kalkulation. Die Behauptung, Kriege seien heute unvermeidbar, sind ebenso Folgerung aus Interessenkalkulation. Es gibt ein Lernen aus der Geschichte; es gibt die bewusste Entscheidung und die Möglichkeit, Konflikte fair zu regeln. Es ist die Frage, wofür wir uns entscheiden.

3. Solange es Militär gibt, wird diese Regression bedient und dieser Materialverschleiß und diese Mitweltzerstörung (diese Kette von Gewohnheiten, Traditionen) fortgesetzt. Solange es Militär gibt, kann es keine Gerechtigkeit und keinen Frieden geben. Dieser Satz drückt eine Notwendigkeit aus, aber noch keine hinreichende. Denn, um Gerechtigkeit und Frieden jeweils auszuhandeln und zu tun, ist Anerkennung und Gleichwertigkeit der Kontrahenten vorausgesetzt. Das ist eine Frage der Entwicklung des Rechts und einer unabhängigen Rechtsprechung, auch international. Wer Militär und die schrecklicheren Waffen zur Verfügung hat, ist nicht geübt, diese Anerkennung und Gleichwertigkeit zu akzeptieren. Und nicht gewillt, sich auf diesen Lernweg zu begeben. Er setzt sich diesem mühsamen Lern-Prozess nicht aus, sondern  nimmt sich „das Recht des Stärkeren“. 

So lange wird es die Rüstungs- und Gewaltspirale geben, die Erpressung und nicht Frieden und nicht Gerechtigkeit. 

4. Wir kennen diese widersinnige Geschichte, die im letzten Jahrhundert in den Weltkriegen, den Kolonialkriegen, Korea-, Vietnam-, in den Rasseideologien, dem Holocaust ihren Höhepunkt hatte.- Der Nahe Osten ist heute ein noch schockierendes Beispiel für ihre Verschleppung in unser Jahrhundert –. 

Doch zeigte das ausgehende Jahrtausend zugleich die reale Möglichkeit einer friedlichen Wende, einer Vernunft auf, international: zuerst Osteuropa, Ost-Deutschland, Südafrika, in den letzten Jahren in Lateinamerika... 

Die notwendige Fortsetzung dieser Wende ist in Frage gestellt.

5. Die Überwindung von Krieg war eine der stärksten Motivationen, den Weltkirchenrat – und ebenso auch die UNO zu gründen . Über die vielen Stationen, Weltkonferenzen und Programme ist klar geworden: Sicherheit durch Rüstung zu schaffen, schafft Unfrieden, Ungleichgewichte, verursacht die Rüstungsspirale und liegt ausschließlich im Interesse des wirtschaftlich Stärkeren. Mit Rechtssicherheit und Gerechtigkeit hat das gar nichts zu tun, es ist das Gegenteil davon.  Waffenproduktion und Waffenhandel müssen zu Kriegen führen (auch wenn man sie nicht mehr „Krieg“ nennt, weil sie auf den verschiedensten Ebenen, offen oder geheim, „privatisiert“ oder als „(Anti)Terroraktion“ geführt, Alltag werden). In solchen Verhältnissen werden auch alle Überlegungen zur „Schutzpflicht“ ad absurdum geführt; so werden sie Teil in der Eskalationsspirale der Gewalt.

6. Die (Wieder)Gewöhnung an Krieg als Normalzustand steht heute vor einer neuen Dimension. Kriege werden immer mehr kapitalistisch privatisiert. Die staatlich geführten werden entmenschlicht und umbenannt: die elektronisch gesteuerten „Schläge“ durch Bomber (Drohnen, Raketen…)  kommen als „chirurgische Eingriffe“ – also ideologisiert und vermarktet als „heilsam“, „notwendig“, „gut“, als „Verteidigung“, als Polizeiaktion gegen Kriminelle. Attentate, Vollstreckung von Todesurteilen ohne Gerichtsprozess werden aus der Luft ausführt, ohne dass die Verursacher dafür zur Rechenschaft gezogen werden … 

Kriege werden wieder offenes politisches Tagesgeschäft einer selbstgerechten Interessen- und Machtpolitik. 

Fiktion, Gewalt-Computerspiele, Fernsehunterhaltung und Realität werden in den Köpfen hilfloser Zuschauer, Mitspieler, vermischt und im Bewusstsein verwischt. 

7. Zur Zeit ist diese Entwicklung in einer sensiblen  Diskussions- und Entscheidungsphase. Die Lügen der „neuen“ Kriege nach der Wende Ende der 80er / Anfang der 90er Jahre hatten sehr kurze Beine. Sie dienten der Rechtfertigung und dem Einsatz von Rüstung und Militär und der neuen Feindproduktion: Terrorismus. (Der Geheimdienst der USA hat die Kosovo-„Befreiungs“armee aufgebaut, die Fatah-Kämpfer ausgebildet und ausgerüstet, Israel die Hamas, Syrien und Iran die Hisbolla. Ähnliche beispiele kann man studieren in Latein-amerika, Afghanistan, Iran…)

8. Haben bisher die Weltkirchenversammlungen aus Rücksicht um den Zusammenhalt der Kirchen in der Frage der Rechtfertigung des militärischen Eingreifens Zugeständnisse an die bislang vorherrschenden Politiken gemacht, so ist heute ein klarer Anstoß für eine neue globale Politik notwendig. Er ist zugleich ein Zeichen nach innen, Ruf zur Umkehr und Nachfolge, ein Beitrag zur EINEN Kirche Jesu Christi für die Christen aller Konfessionen, weil sie ihren Söhnen und Töchtern verbietet, Krieg vorzubereiten, zu lernen und zu führen.
9. Die Abschaffung des Droh- und Gewaltpotentials, faire Verhandlungen und Verein-barungen, die Ungleichgewichte in der Realität abzuschaffen, sind die Voraussetzungen für Gerechtigkeit und Frieden. Damit haben wir nicht generell Gewalt überwunden, sondern nur die Gewalt, die offensichtlich aus Interessenkalkül und unter Ausschaltung des Rechtswegs versucht, zur Besitzstandswahrung und –mehrung Fakten zu schaffen. Gegen nichtpolitische kriminelle Gewalt brauchen wir nationale Polizei, gegen politische kriminelle Gewalt brauchen wir eine übernationale unabhängige Gerichtsbarkeit, der eine einsatzfähige internationale und öffentlich kontrollierte Polizei untersteht. 

Die Überwindung der militärischen Gewalt ist strukturell anzugehen. Je mehr sich das realisiert, desto mehr positive Rückwirkungen hat das auch auf die übrigen Gewalt-ausübungen unter den Menschen.

10. Die Alternativen der Konfliktbearbeitung stehen bereit, die internationale Rechtsentwicklung und Entwicklung der internationalen unabhängigen Gerichtsbarkeit kommen mühsam voran. Diese sind mit Aufklärungsarbeit, mit Mediation, mit einer „Bewegung von unten“ und gut überlegten gewaltfreien Widerstandformen und sozialer Verteidigung in allen gesellschaftlichen Bereichen weiterzuentwickeln. 

Fazit:

An dieser jetzt entscheidenden Bruchstelle 

soll die Weltfriedenskonvokation einen wichtigen Impuls aussenden, den die dort vertretenen Kulturen „zu Hause“ aufgreifen und umsetzen, weiterführen – mit Hilfe der internationalen Friedensbewegung, den bei der UNO akkreditierten NGOs, Kichen, allen Religionsgemeinschaften, Jugendorganisationen… 

Im Grunde geht es um nicht mehr und nicht weniger als endlich die Charta der Vereinten Nationen und die Menschenrechte ernst zu nehmen.
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Beispiel für eine Bewegung zu neuen Strukturen in der internationalen Rechtsprechung: Es müssten möglichst viele, alle Gewaltakte und Menschenrechtsverletzungen vor  internationale Gerichtshöfe kommen. Und wer dort verurteilt wird, darf kein politisches Amt mehr bekleiden. Würde eine solche Regelung eingeführt, würde sich das menschliche Zusammenleben auf dieser Erde innerhalb von ein bis max. 2 Generationen vollständig verwandeln…

Die Studenten des Völkerrechts und der Weltwirtschaft könnten weitere Struktur-veränderungen in die internationale Debatte eingeben…

